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Ausblick

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat am 30.10.2020 das Ge-
setz zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des kommunalen
Finanzausgleichs beschlossen. § 5 Finanzausgleichsgesetz sieht
eine Evaluation fiir das Jahr 2024 vor.

Diese Evaluation wird schwieriger sein als es nach dem Wortlaut
den Anschein hat. Denn weder den Urteilen des Verfassungsge-
richts vom Januar 2017 noch dem im Jahr 2019 erstellten fi-
nanzwissenschaftlichen Gutachten ist unmittelbar eine Blaupau-
se fiur einen bedarfsgerechten Finanzausgleich zu entnehmen.
Dies lassen auch die kritischen Stellungnahmen der kommuna-
len Landesverbdnde im Gesetzgebungsverfahren erkennen.

Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die Auswirkungen der
Corona-Pandemie stehen Land und Kommunen vor einer erneu-
ten langwierigen Diskussion. Um zum Evaluationstermin ein
Auswertungsergebnis mit Handlungsempfehlungen vorlegen zu
kénnen, sollte zeitnah mit den erforderlichen Vorarbeiten begon-
nen werden.

Es wird empfohlen, sich im Beirat fiir den kommunalen Finanz-

ausgleich darauf zu versténdigen,

- ob fiir die Evaluation eine externe Begleitung erforderlich ist,

- wie die Verteilungs-Symmetrie zwischen Land und Kommunen
transparent darzustellen ist,

- in welchem Umfang Zinsausgaben als Bedarf anerkannt werden
sollten und

- ob vertikaler und horizontaler Finanzausgleich zu dynamisieren
sind.

Zur Historie

Mit dem Gesetz zur Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs'
(2014) sowie dem Gesetz zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs? (2020) wurde das Finanzausgleichsge-
setz (FAG) in wichtigen Punkten fortentwickelt. Wahrend das erstgenannte
Gesetz Anfang 2017 vom Landesverfassungsgericht in Teilen fur verfas-
sungswidrig erklart wurde3, waren die Beratungen zum ,Weiterentwick-

Gesetz zur Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs vom 10.12.2014, GVOBI.
Schl.-H. S. 473.

Gesetz zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs vom
12.11.2020, GVOBI. Schl.-H. S. 808.

3 Urteile LVerfG 4/15 und LVerfG 5/15 vom 27.01.2017.
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lungsgesetz” im Jahr 2020 bereits erheblich von den politischen Reaktio-
nen auf die wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie Uberla-
gert.

Zwar konnte im Stabilitdtspakt zwischen dem Land und seinen Kommunen
iber den gemeinsamen Weg durch die Corona-Pandemie vom 16.09.20201
auch fur den Finanzausgleich eine Lésung zum 01.01.2021 gefunden wer-
den. In der mindlichen Anhérung zum Gesetzentwurf im Innen- und Rechts-
ausschuss und im Finanzausschuss am 30.09.2020 haben die Vertreter
der kommunalen Landesverbande allerdings deutlich gemacht, dass der
kommunale Finanzausgleich auch in den kommenden Jahren auf der
Agenda stehen werde. Denn weder seien die finanziellen Verwerfungen
aufgrund der Corona-Pandemie bertcksichtigt, noch kénnten diverse Ein-
zelfragen als abschlieRend geklart angesehen werden.

Sowohl § 5 FAG als auch Abschnitt VI des Stabilitatspakts sehen eine
Evaluation im Jahr 2024 vor. Damit die Evaluation zu einem 2024 umsetz-
baren Ergebnis fihrt, missen die Vorarbeiten friihzeitig eingeleitet werden.
Anderenfalls ist angesichts der bisherigen Erfahrungen mit Fortentwick-
lungen des FAG zu befiirchten, dass im Jahr 2024 kein Evaluationsergeb-
nis vorliegen wird.

Die vorzunehmende Zeitplanung

Die eigentlichen Gesetzgebungsverfahren, die allein ab der Fertigstellung
des Referentenentwurfs bis zum Inkrafttreten einen Zeitbedarf von
15 Monaten ausgeldst haben, sind bei den o. g. beiden Gesetzen aus guten
Grinden umfangreich vorbereitet worden. MaRgeblich fir den erforderli-
chen zeitlichen Vorlauf ist dabei insbesondere, ob - wie in beiden o. g. Fal-
len erfolgt - eine externe gutachterliche Unterstiitzung fir notwendig er-
achtet wird. Doch auch, wenn Anderungen ausschlieRlich durch die
Verwaltung vorbereitet werden sollten, ist mit Blick auf den Beirat fiir den
kommunalen Finanzausgleich (§ 29 FAG) deren intensive (Vor-)Erdrterung
zwischen dem Land und den kommunalen Landesverbanden vorgezeich-
net.

Daruber hinaus konnte es aufgrund der verfassungsrechtlichen Recht-
sprechung zum kommunalen Finanzausgleich zweckmaBig sein, ein
2-stufiges Verfahren in Erwagung zu ziehen. In der ersten Phase hatte der
Gesetzgeber darliber zu entscheiden, an welchen Stellen des vertikalen
und/oder horizontalen Finanzausgleichs und aus welchen Grinden er
Anderungen des FAG fiir erforderlich halt. Erst in der zweiten Phase ginge

1 Umdruck 19/4712.
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es dann um die konkrete Ausgestaltung des Finanzausgleichs an den vom
Gesetzgeber vorgegebenen Stellen.

Die bisherigen Erfahrungen und die verfassungsrechtlichen Vorgaben ma-
chen deutlich, dass die Evaluation nach § 5 FAG weder rechtlich noch in-
haltlich eine Frage von Monaten ist, sondern eine von Jahren. Gemessen
an den Ablaufen der beiden o. g. Gesetzgebungsverfahren ist deshalb
zeitnah zu erértern und festzulegen, wie der Zeitplan fur die neuerliche
FAG-Anderung aussehen soll. Hierfiir wiederum ist zuvor zu entscheiden,
ob ein ein- oder zweistufiges Gesetzgebungsverfahren vorzugswirdig ist
und ob und wenn ja zu welchen Fragestellungen ggf. externe Expertise
einzuholen ist.

Nach den Erfahrungen lasst sich der Zeitbedarf im Falle einer erneuten
Gutachtenvergabe grob wie folgt schatzen:

e Diskussionsbeginn; ,Erfordernis Gutachten?* 4 Monate
e Formulierung Gutachtenauftrag 2 Monate
e Vergabeverfahren 3 Monate
e Gutachtenerstellung 9 Monate
e Auswertung Gutachten 6 Monate
e Erstellung Referentenentwurf 3 Monate
e Gesetzgebungsverfahren ab Referentenentwurf 15 Monate.

Erfolgen die skizzierten Weichenstellungen nicht rechtzeitig, ist zu befiirch-
ten, dass - wie die Formulierung ,Evaluation im Jahr 2024* suggeriert - je-
denfalls zum Jahr 2025 kein (berarbeitetes Finanzausgleichsgesetz in
Kraft treten wird.

Grundlegende Fragen, die es (immer noch) zu klaren gilt

Ein kommunaler Finanzausgleich ist ein komplexes System. Zu seiner
finanzwissenschaftlich wie rechtlich sachgerechten Ausgestaltung gibt es
Fachbucher, Gutachten und verfassungsrechtliche Rechtsprechung in
allen Bundeslandern. Die Grundstrukturen eines kommunalen Finanzaus-
gleichs kénnen somit als geklart angesehen werden. Im Ergebnis geht es
um aufgaben- bzw. bedarfsgerechte Geldzahlungen an die Kommunen,
damit diese ihre Aufgaben ordnungsgemal erfillen kénnen. Aufgrund des
verfassungsrechtlichen Symmetriegebots stehen die Kommunalfinanzen
dabei in einer engen Wechselwirkung zu den Landesfinanzen.

Deutlich schwieriger als sich Uber die Grundstrukturen eines kommunalen
Finanzausgleichs zu einigen ist es dagegen, die in Fachbiichern, Gutachten
und Urteilen zu findenden Begrifflichkeiten in mathematische Formeln und
schlieBlich Zahlen zu Uberflihren. Genau dies muss aber mit dem FAG ge-
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lingen. Denn ein Finanzausgleich hat die konkrete Aufgabe, die Beteili-
gung der Kommunen an den im Land aufkommenden Einnahmen zu quanti-
fizieren (Verbundquote) sowie schliellich gemeindescharf Geldbetrage zu
errechnen und sie an die einzelnen Kommune auszuzahlen (Schlisselzu-
weisungen).

Wie dokumentiert man einen substanziellen Ebenenvergleich?

Zu der Kernfrage des vertikalen Finanzausgleichs, d. h. den Abgleich der
Finanzsituation des Landes mit derjenigen der Kommunen, hat das Lan-
desverfassungsgericht Folgendes ausgefiihrt!:

LAUS dem Symmetriegebot folgt, dass vom Gesetzgeber zu fordern - und
entsprechend vom Landesverfassungsgericht zu priifen - ist, dass er sich
im Zuge der Normierung des kommunalen Finanzausgleichs die Finanz-
ausstattung sowohl der Landesebene als auch der kommunalen Ebene vor
Augen hélt und diese mit dem Ziel einer verteilungsgerechten Abwégungs-
entscheidung einander gegentiiberstellt. Gefordert ist damit ein substantieller
Ebenenvergleich. Ein solcher Ebenenvergleich erfordert zumindest, dass

- die Finanzkraft von Kommunen und Land,

- der Finanzbedarf von Kommunen und Land und

- die sich aus der gegebenenfalls bestehenden Differenz ergebende
Finanzentwicklung der kommunalen Ebene und der Landesebene
fiir alle an dem Finanzverbund Beteiligten nachvollziehbar unter Beachtung
der Gleichrangigkeit der Aufgaben von Land und Kommunen fachkundig
analysiert, bewertet, gewichtet und zueinander in Beziehung gesetzt wer-
den.”

»In der Durchfiihrung dieses Ebenenvergleiches kommt dem Gesetzgeber
ein weiter methodischer Gestaltungsspielraum zu.* 2

Im Ergebnis hat das Landesverfassungsgericht festgestellt, dass der Ge-
setzgeber diesen Vorgaben in seinem Gesetzgebungsverfahren zum FAG
2015 trotz des ihm zugebilligten Gestaltungsspielraums nicht hinreichend
Rechnung getragen hat.

Demzufolge war es eine Hauptaufgabe des beim Finanzwissenschaftlichen
Forschungsinstitut an der Universitat zu Koln (FiFo) eingeholten Gutach-
tens, die ,Symmetriefrage” auf Basis eines belastbaren Ebenenvergleichs
zu beantworten. Neben einer Darstellung der Systematik und der Aussa-

1 Rn. 99 des Urteils LVerfG 4/15.
2 Rn. 101 des Urteils LVerfG 4/15.
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gekraft der fur die Beurteilung empfohlenen Kennzahl fuhrt das Gutachten
des Forschungsinstituts im Kern Folgendes aus: !

,Zentrale GréRe fiir die Uberpriifung der Verteilungssymmetrie ist der von
Junkernheinrich et al. (2012) etablierte Symmetriekoeffizient, der bereits in
einer ganzen Reihe von Studien zur Begutachtung kommunaler Finanz-
ausgleiche zur Anwendung gekommen ist ..."

Um den fur die Gesetzgebung relevanten Wert des Symmetriekoeffizienten
konkret berechnen zu kénnen, ermittelten die Gutachter in weiten Teilen
ihres Gutachtens anhand eines neuen bedarfsorientierten Modellansatzes
die erforderlichen Einnahme- und Bedarfswerte sowohl des Landes als
auch der Kommunen. Das diesbezlgliche Kern-Ergebnis der Gutachter
lautet schlieBlich wie folgt: 2

LDer bedarfsorientierte Symmetriekoeffizient (SK) von 0,9577 zeigt eine
Ungleichverteilung zulasten der kommunalen Ebene. Eine Anhebung des
SK auf 1, um perfekte Verteilungssymmetrie zu gewéhrleisten, erfordert
ceteris paribus eine entsprechende Anhebung des Verbundsatzes von
17,83 % auf 19,78 %."

In der Gesetzesbegriindung wurde das Gutachterergebnis mit einer verba-
len Argumentation modifiziert. So wurde z. B. ausgefihrt, dass die Bertck-
sichtigung der Zinslasten von Land und Kommunen zu einem Symmetrie-
koeffizienten von 0,99743 fiihre. Unter Beachtung weiterer Komponenten
steige der Symmetriekoeffizient sogar zu Gunsten des Landes auf 1,0538.63

Als Schlussfolgerung wurde schlieRlich das ,Verhandlungsergebnis“4 zwi-
schen dem Land und den kommunalen Landesverbanden vom September
2019 beschrieben und dieses dementsprechend mit den einzelnen Geset-
zesanderungen umgesetzt.

Nach Auffassung des LRH hat diese Vorgehensweise einen gravierenden
Nachteil. Das Ergebnis kann nicht anhand konkreter Zahlen nachvollzogen
werden. lhm fehlt es an Transparenz.

Mit Blick auf die in Tz 12.3 aufgezeigte quantitative Zielsetzung des FAG
empfiehlt der LRH, fiir die anstehende Evaluation mdglichst eine konkrete
(Rechen-)Methodik bzw. einen Algorithmus fur die transparente Darlegung

Landtagsdrucksache. 19/2119, Anlage 4, S. 191.
Landtagsdrucksache. 19/2119, Anlage 4, S. 200.
Landtagsdrucksache. 19/2119, S. 114 - 116

Wortwahl von Herrn Prof. Dr. Schiller, Universitat Greifswald, in seiner Stellungnahme
zum Gesetzentwurf; LT-Umdruck. 19/4370, S. 2.

A WODN -
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der Symmetrie zu entwickeln und gesetzlich festzulegen. Die schwierige
Entscheidung dariber, welche konkreten Daten und aus welchen Quellen
in die Formel Eingang finden sollen, ist damit noch nicht getroffen. Dies gilt
vor allem auch fiir die Zinsausgaben bei Land und Kommunen, die offen-
sichtlich - in welchem Umfang auch immer - Beriicksichtigung gefunden
haben.

Meinungsverschiedenheiten bei Zinsausgaben

Bis zuletzt ist strittig geblieben, ob auch Zinsausgaben aus Kreditverpflich-
tungen finanzausgleichsbedurftige Bedarfe darstellen oder nicht. Neben
entsprechenden Erdrterungen im Beirat fir den kommunalen Finanzaus-
gleich wurde diese Frage auch noch einmal in der mundlichen Anhdrung
zum Gesetzentwurf am 30.09.2020 im Innen- und Rechts- und im Finanz-
ausschuss' angesprochen. Angesichts der iiber Jahrzehnte eingetretenen
sehr unterschiedlichen Hohe der Pro-Kopf-Verschuldung sowohl im Ver-
gleich Land zur Gesamtheit der Kommunen als auch der Kommunen bzw.
Kommunalgruppen untereinander, ist die Beantwortung dieser Frage von
erheblicher finanzieller Relevanz. Dies gilt sowohl fur den vertikalen als
auch fiir den horizontalen Finanzausgleich.

Da, wie die befragten Gutachter in der mindlichen Anhérung noch einmal
ausfihrten, es hierzu keine einhellige Meinung der Finanzwissenschaften
gibt, muss letztlich der Gesetzgeber entscheiden. Er hat dabei darzulegen,
welcher der Argumentationsketten er sich anschlief3t, und zu dokumentie-
ren, aus welchen Griinden er dies tut. Mit Blick auf die erheblichen finanzi-
ellen Auswirkungen dieser Entscheidung kann dies nicht der gutachterli-
chen Empfehlung und/oder der vorbereitenden Verwaltung Uberlassen
bleiben.

Auf die entsprechenden gegensatzlichen Argumentationslinien fur und wi-
der die Berlicksichtigung der Zinsen als Bedarfe war das FiFo bereits in
einem im Jahr 2016 fir das Land erstellten Gutachten wie folgt eingegan-
gen:2

,Die Zinsfrage bezieht sich auf die Beriicksichtigung der Zinsen als Aus-
gaben bzw. Einnahmen in der Berechnung des Symmetriekoeffizienten.
Bei einer anndhernd symmetrischen Verteilung der Finanzmittel kann der
Symmetriekoeffizient beispielsweise (iber 1 liegen, wenn die Zinsen nicht

1 Niederschrift iiber die gemeinsame Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses sowie

des Finanzausschusses am 30.10.2020, S. 30/31.

Verteilungssymmetrie im vertikalen Teil des kommunalen Finanzausgleich Schleswig-
Holsteins, Studie des Finanzwissenschaftlichen Forschungsinstitut an der Universitat zu
Kéln 2016, S. 28, verdffentlicht auf der Homepage des Innenministeriums.

2
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beriicksichtigt werden, und unter 1, wenn sie beriicksichtigt werden. Flr
die anschlieBende Bewertung ist dies von groBer Bedeutung. [...]

Gegen ein ,Rausrechnen” der Zinsen spricht, dass die Kommunen und
das Land Ausgaben fiir Zinsen téatigen. Diese miissen finanziert werden,
sind also auch durch Einnahmen zu decken.

Boettcher und Holler (2011), Junkernheinrich et al. (2012), Goerl/Rauch/-
Théne (2015) sowie die Gutachter vertreten jedoch die Ansicht, dass Zin-
sen nicht als Ausgabe oder Einnahme gewertet werden sollten. Zinsen
sind Kosten, die fiir Bedarfe aus der Vergangenheit anfallen. Dies heif3t,
dass die klare zeitliche Unterscheidung im Symmetriekoeffizienten ver-
wischt wiirde, wenn sie als Ausgabe oder Einnahme gewertet wiirden. Zu-
dem wiirden die Kommunen und das Land fiir Entscheidungen aus vorhe-
rigen Perioden ,die Zeche zahlen®. Bemiihungen, Symmetrie herzustellen,
wlirde der Anreiz fehlen. Hinzu kommt, dass das Land und die Kommunen
unterschiedliche Maéglichkeiten zur Kreditaufnahme haben. So konnten
sich Lander vor der Schuldenbremse leichter Geld leihen als Kommunen
(Boettcher und Holler 2011).*

Hinsichtlich der Bericksichtigung der Zinsausgaben in Symmetrie- und
Verteilungsberechnungen bestehen somit einerseits systematische Beden-
ken. Andererseits bestehen Beflurchtungen, auf diesem Wege nachtrag-
lich zur Finanzierung der ,Unwirtschaftlichkeiten Dritter* herangezogen zu
werden - sei es des Landes oder auch hochverschuldeter Kommunen.

Aktuell spricht flr die Einbeziehung der Zinsausgaben, dass sich das Land
(wie auch der Bund) infolge der Corona-Pandemie erheblich verschuldet
hat, um auf diesem Weg (auch) die Kommunen finanziell zu entlasten
(z. B. Gewerbesteuer- und Einkommensteuerkompensation). Da die auf al-
len Ebenen wirkenden finanzwirtschaftlichen Corona-Auswirkungen ge-
samtgesellschaftlich zu tragen sein werden, werden sie in Symmetrie- und
Verteilungsberechnungen auch zu berlcksichtigen sein. Neben den direk-
ten Mehrausgaben fir die unmittelbare Bekdmpfung der Pandemie wird
dies wohl zumindest fiir die Zinsen aus den Notkrediten gelten missen.

Angesichts der finanziellen Tragweite der Entscheidung zur Zinsfrage und
der gegenlaufigen finanzwissenschaftlichen Argumentationen wird es dem
Landesgesetzgeber Uberlassen bleiben mussen, hier eine Entscheidung
zu treffen. Mit Blick auf die Grunde fir aber auch gegen eine Berucksichti-
gung der Zinsausgaben bei Symmetriebetrachtungen und Verteilungsent-
scheidungen erscheint es dem LRH schlie8lich vertretbar, die ggf. in die
Symmetrieberechnungen einflielenden Zinsausgaben auch auf einen vom
Gesetzgeber begriindeten Prozentsatz der tatsachlichen Gesamt-
Zinsausgaben zu beschranken. Durch einen solchen Schritt kénnte die ggf.
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auf Unwirtschaftlichkeiten o. A. beruhende Kreditverschuldung des Landes
und der Kommunen pauschal aus den Verteilungsberechnungen ausge-
schlossen werden.

Ist ein ,,atmendes System“ zielfiihrend?

Die Diskussionen um den Symmetriekoeffizienten haben deutlich werden
lassen, dass ein einmal erreichter Symmetrie-Zustand zwischen Land und
Kommunen (Symmetriekoeffizient = 1) nach kurzer Zeit dazu neigt, sich von
dem temporaren Gleichgewicht (wieder) zu entfernen. Der Grund hierfir
liegt in der dynamischen Entwicklung sowohl auf der Einnahmen- als auch
auf der Aufgabenseite von Land und Kommunen. Diese Anderungen mégen
zu Beginn eher marginal ausfallen, beziehen sich aber auf eine sehr groRe
Bemessungsgrundlage, namlich die wesentlichen Einnahmen des Landes
(laut November-Steuerschatzung 2020 rund 10,7 Mrd. € 2021). Dies hat
zur Folge, dass selbst kleinere Abweichungen beim Symmetriekoeffizien-
ten rechnerisch einer Verschiebung von Millionenbetragen an das Land
oder aber die Kommunen bediirfen, soll wieder zur optimalen Symmetrie
von 1 zurlckgekehrt werden. In der finanzpolitischen Diskussion zwischen
Land und Kommunen sind Millionenbetrage von erheblicher politischer
Bedeutung.

Blickt man auf die teils disruptiven Entwicklungen der vergangenen 10 bis
15 Jahre - Finanz- und Wirtschaftskrise, langanhaltender Konjunkturauf-
schwung, Flichtlingskrise, Kommunalunterstitzungen des Bundes, Neu-
ordnung der Bund-Lander-Finanzbeziehungen und zuletzt die Corona-
Pandemie - spricht vieles dafur, den Finanzausgleich wenn mdglich zu dy-
namisieren. Dies betrifft sowohl die vertikale Dimension (Verbundquote)
als auch die horizontale (H6he der Prozentsatze der Teilschlisselmas-
sen).

Dynamisieren meint, dass - ahnlich wie bei der Berechnung der ,Steuer-
kraft* der Gemeinden - im FAG sowohl die Verbundquote als auch die
Prozentsatze der Teilschlisselmassen jahrlich neu berechnet werden. Im
Falle der Verbundquote bedarf es hierfir einerseits der Festlegung eines
Algorithmus wie des Symmetriekoeffizienten und andererseits der Be-
stimmung, welche Daten in die Berechnungsformel einflie3en sollen. Bei
Letzteren kann es sich um Daten handeln, die ohnehin in Statistiken vor-
gehalten werden, oder aber um die Fortschreibung einmalig gesondert
ermittelter Daten (z. B. Bedarfe) auf Basis statistischer Indices. Ahnlich wie
beim Bevdlkerungszensus muissten solche Daten regelmaRig durch gut-
achterliche Verfahren aktualisiert werden. Auf diese Weise wirde eine
einmal gefundene Symmetrie bis zur ndchsten umfassenden Fortentwick-
lung des Finanzausgleichs bestmaoglich beibehalten. Jedenfalls wiirde ein
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solches Verfahren den verfassungsrechtlichen Symmetrieanforderungen
eher gerecht als eine Uber Jahre unveranderte Hohe des Verbundsatzes
oder der Teilschlisselmassen-Prozentsatze, wie dies in der Vergangenheit
der Fall war.

In jedem Fall handelt es sich bei der Frage einer etwaigen Dynamisierung
um eine Entscheidung von erheblichem Gewicht. Aus diesem Grund sollte
sie nicht (mehr) wie bisher immanent durch eine - meist langerfristige -
Festlegung der entsprechenden Prozentsatze im vorgelegten Gesetzent-
wurf entschieden, sondern dem Gesetzgeber konkret zur Entscheidung
vorgelegt werden.

Fazit

Ein kommunaler Finanzausgleich ist ein hochkomplexes System, fir des-
sen Ausgestaltung es weder juristisch noch finanzwissenschaftlich eine
allgemeingultige Blaupause gibt. Solange wichtige Grundsatzfragen als
ungeldst gelten missen, ist eine Evaluation ein schwieriges und langwieri-
ges Unterfangen. Denn der Malstab, an dem die zwischenzeitlich einge-
tretene Entwicklung gemessen werden misste, liegt noch gar nicht fest.

Als Grundlage fir eine sachgerechte Vorgehensweise sind diejenigen
wichtigen Grundsatzfragen zu bestimmen, die es nach Einschatzung des
Landes und der Kommunen noch zu beantworten gilt. Ein Beispiel hierfir
ist die ,Zinsfrage®. DarlUber hinaus bedarf es eines realistischen Zeitplans.

Insbesondere ist zu berlcksichtigen, dass sich die finanziellen Rahmen-
bedingungen von Land und Kommunen durch die Corona-Pandemie ver-
schlechtern werden. Dies bedeutet auch, dass sich in den nachsten Jahren
die Verteilungskdmpfe verscharfen. Fir die Zukunft gilt deshalb umso
mehr, dass der Gesetzgeber seine Entscheidungen zum kommunalen
Finanzausgleich sorgfaltig vorbereiten und nachvollziehbar begriinden
muss, da die Kommunen etwaige strittige Anderungen méglicherweise
nicht mehr ,klaglos* hinnehmen werden.

Stellungnahmen

Das Innenministerium geht in seiner Stellungnahme auf den vom LRH
skizzierten inhaltlichen und zeitlichen Aufwand einer Evaluation ein. Auch
wenn das fur die Evaluation entscheidende Jahr 2024 noch weit entfernt
erscheine, sei dem LRH zuzustimmen, dass die Vorarbeiten fir die Evalu-
ation friihzeitig eingeleitet werden miissten, um ein rechtzeitiges Ergebnis
sicherzustellen. Die Ausfihrungen des LRH zum Zeitplan und zu den in-
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haltlichen Weichenstellungen béten wertvolle Hinweise fir die gemeinsa-
me Arbeit von Land und kommunaler Familie.

Die kommunalen Landesverbédnde stimmen mit dem LRH Uberein, dass
die Vorbereitungen fiir die Evaluation des kommunalen Finanzausgleichs
zeitnah begonnen werden sollten, um ausreichend Zeit fir einen konstruk-
tiven Dialog und das notwendige Gesetzgebungsverfahren zu haben. Die
kommunalen Landesverbande begrifRen ausdriicklich, dass sich der LRH
auch in die anstehende Evaluation zum kommunalen Finanzausgleich in-
haltlich einbringen werde.

Zur Frage des substanziellen Ebenenvergleichs fihren die kommunalen
Landesverbande aus, das Finanzwissenschaftliche Forschungsinstitut an
der Universitat zu KdIn (FiFo) habe auf der Grundlage des aktuellen wis-
senschaftlichen Diskussionsstands fiir den kommunalen Finanzausgleich
in Schleswig-Holstein den Symmetriekoeffizienten errechnet, unstrittig eine
Asymmetrie in der Finanzverteilung zu Lasten der kommunalen Ebene
festgestellt und eine signifikante Anhebung des Verbundsatzes vorge-
schlagen. Im Vorblatt zum Gesetzentwurf der Landesregierung werde da-
gegen die These aufgestellt, dass die vom Landesverfassungsgericht ge-
forderte gerechte und gleichmafige Verteilung der im Land insgesamt zur
Verfugung stehenden Mittel auf die kommunale Ebene einerseits und die
Landesebene andererseits bereits gegeben sei. In der Allgemeinen Be-
grindung zum Gesetzentwurf werde dann offenbar der Versuch unter-
nommen, diese These durch Hilfsrechnungen zu untermauern, die weder
durch das Gutachten gestitzt werden noch in bisherigen Gesprachen des
Landes mit den kommunalen Landesverbanden eine Rolle gespielt hatten.
Die Auffassung des LRH, dass dieses Ergebnis nicht anhand konkreter
Zahlen nachvollzogen werden kénne und es ihm an Transparenz fehle,
werde uneingeschrankt geteilt.

Die gemeinsame Erdrterung und Festlegung einer konkreten, nachvoll-
ziehbaren und transparenten Rechenmethodik sei aus Sicht der kommu-
nalen Landesverbande schon aus Akzeptanzgrinden unerlasslich.

Die Einschatzung des LRH, die Frage der Einbeziehung von Zinslasten in
die Berechnungen der Verteilungssymmetrie sei noch offen, werde dage-
gen nicht geteilt. Das FiFo habe sich bereits in einem Gutachten, das 2016
im Auftrag des schleswig-holsteinischen Finanzministeriums erstellt wurde,
gegen die Einbeziehung von Zinsen ausgesprochen. Auch in dem jungs-
ten FiFo-Gutachten wirden zwar die Argumente fur und gegen eine Ein-
beziehung von Zinslasten abgewogen. Allerdings hatten sich die Gutachter
am Ende aus nachvollziehbaren Grinden gegen die Einbeziehung von
Zinslasten ausgesprochen. Da das Gutachten unmittelbar Bestandteil des
Gesetzentwurfs sei, musse dies vor dem Hintergrund des Grundsatzes der
Systemgerechtigkeit auch fiir die Evaluation gelten.
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Auch die Argumentation des LRH, dass sich das Land infolge der Corona-
Pandemie erheblich verschuldet habe, um auf diesem Weg auch die
Kommunen finanziell zu entlasten, tUberzeuge nicht. Diese Argumentation
Ubersehe zum einen, dass der insgesamt hohe Schuldenstand des Landes
das Ergebnis der Finanzpolitik der letzten Jahrzehnte sei - mit der sich
auch der LRH regelmafig kritisch auseinandersetze - und besondere Ef-
fekte wie beispielsweise die Lasten aus der HSH-Nordbank ebenfalls ein-
beziehe. Vor allem aber verkenne die Argumentation die verfassungs-
rechtliche Verantwortlichkeit des Landes fir die finanzielle Mindest-
ausstattung der Kommunen (Art. 54 Abs. 1 der Landesverfassung).
Entgegen der kommunalen Erwartung werde die Frage der finanziellen
Mindestausstattung quasi als Untergrenze der kommunalen Finanzaus-
stattung, auf die ein verfassungsrechtlicher Anspruch bestehe und die los-
geldst von der Leistungsfahigkeit des Landes zu sehen sei, gesetzlich
eben nicht geregelt. Die vom LRH angesprochenen Hilfen des Landes zur
Unterstitzung der kommunalen Ebene seien deshalb im Lichte des An-
spruchs auf eine finanzielle Mindestausstattung zu sehen.

Ob das vom LRH angesprochene ,atmende System® einer jahrlichen Dy-
namisierung der mafigeblichen Stellschrauben im Finanzausgleich még-
licherweise umsetzbar ware, misse geprift und in den Fachgremien, ins-
besondere im Finanzausgleichsbeirat, gemeinsam eroértert und bewertet
werden.

Nach Auffassung des LRH bedarf es zur Frage der Bericksichtigung der
Zinsausgaben bei der Symmetriebetrachtung aufgrund der unterschiedli-
chen wissenschaftlichen Meinungen und der aus der Entscheidung resul-
tierenden erheblichen finanziellen Auswirkungen entweder auf das Land
oder auf die Kommunen einer eindeutigen und nachvollziehbaren Abwa-
gung des Gesetzgebers.

Eine derart konkrete Entscheidung zur Zinsfrage ist dem Gesetzentwurf
zur letzten Anderung des FAG nicht zu entnehmen.

Die Beweggriinde fir die schnelle staatliche Unterstiitzung der Kommunen
in der Corona-Pandemie mdgen unterschiedlich sein. Dass bei den erheb-
lichen kreditfinanzierten Steuerausfall-Erstattungen durch Bund und Land
die den Kommunen zustehende Mindestfinanzausstattung eine besondere
Rolle gespielt haben sollte, darf jedoch bezweifelt werden. Zwar hat bei-
spielsweise das Bundesverwaltungsgericht! den verfassungsrechtlichen
Anspruch auf die Mindestfinanzausstattung sehr gut hergeleitet und be-
schrieben, jedoch hat das FiFo-Gutachten dem schleswig-holsteinischen
Gesetzgeber - trotz entsprechender Beauftragung - keinen Rechenweg

1 BVerwG, Urteil vom 31.01.2013 -8 C 1.12
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aufzeigen koénnen, wie die Mindestfinanzausstattung geschéatzt werden
kénnte.! Ohne eine solche konkrete Beurteilungsgrundlage ist es dem Ge-
setzgeber kaum mdglich, seine MaRnahmen hieran auszurichten. Auch die
eingetretene Uberkompensation im Jahr 2020 spricht dafiir, dass es eher
das Ziel war, die relativ gute Lage vor der Pandemie auf der kommunalen
Ebene weitest moglich zu erhalten, um keine vermeidbaren Friktionen
auszuldsen.

Kiel, 16. Marz 2021

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein

Dr. Gaby Schéfer
Bernt Wollesen? Dr. Ulrich Eggeling
Christian Albrecht Erhard Wollny

1 Landtagsdrucksache. 19/2119, Anlage 4, S. 202 ff.
2 Herr Wollesen war zur Zeit der Beschlussfassung verhindert.

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2021



	Kommunalbericht2021.pdf
	12. Ausblick 
	12.1 Zur Historie 
	12.2 Die vorzunehmende Zeitplanung 
	12.3 Grundlegende Fragen, die es (immer noch) zu klären gilt 
	12.3.1 Wie dokumentiert man einen substanziellen Ebenenvergleich? 
	12.3.2 Meinungsverschiedenheiten bei Zinsausgaben 
	12.3.3 Ist ein „atmendes System“ zielführend? 

	12.4 Fazit 
	12.5 Stellungnahmen 





